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Sehr verehrter Herr Professor I

Wie vorauszusehen war, ist die Reichskirohe nunmehr

auch mit unserer Landeskirche in Verbindung getreten, um

uns zur Eingliederung in sie willig zu naehen. der Rechts*

walter der deutschen Eüanjelisehen Kirche schreibt unst

3ch stelle mir vor, daß die Eingliederung von ref.

Hannover in ;ler Weise erfolgt, daß die Sesetz gebung 8=

befngnisse der Landeskirche auf die Reiohskirehe über=

tragen werden, daß aber die Reichskirche kraft gesetz-

licher Festlegung im Eingliedemngsgesetz von dieser Be=

fugnis für den Bereich der Landeskirche nur Gebrauch

nacht, wenn ein entsprechender Antrag der Landeskirche

auf Erlaß eines Gesetzes vorliegt. 3n übrigen würde das

Eingliedernnjsgesetz naöh Analogie der übrigen Ein=*

gliederungsgesetze zu fassen sein.

3cU bin weiter der Auffassung, daß die Landeskirche

Aurich auch bei einer späteren Unbildung der Kirchen-

bezirke vermöge der Bekenntniseigenart als Kirchen*

bezirk aufrecht erhalten werden muß. Auch damit würde

die Bestimmung, daß ein ßesetz für den Bezirk Aurich nur

auf Antrag erlassen wird, aufrecht erhalten bleiben.
Herrn

Professor d.Karl B a r t h , D.d., —

Bonn.

SiebengebirgStraße.



3m übrigen würde'bei der allgemeinen besetz gehung der

deutschen E^angeli sehen Kirche hin sieht lieh des Gesamt**

gebietes der Reiehskirche das 3nteresse des reformierten

Bekenntnisses dadureh gewahrt werden können, daß der

jetzige ref.K^rehenausscfiuß als Kammer der deutsehen

Evangelisehen Kirche jeweils gutachtlich zu hören wäre,

wenn Bedenken gegen ein Gesetz der Reiehsltirehe von

bekenntniswegen geltend gemacht werden. 3ch habe auch

hierbei ausgeführt, daß hierdurch natürlich nielit eine £

Quelle ständiger Beunruhigung durch Anbringen ständiger

und nicht ernst begründeter Beschwerden geschaffen wer-

den dürfe, sondern daß es sich nur um eine Regelung

handeln soll, die dem Ernst und der Bedeutung der Ange=

1 egenlieit entsvrieht.

dieser letzte P^nkt hätte an sich nit den Einglie-

derungsgesetz noch nichts zu tun. die Regelung insoweit

würde aber in Frage kommen, sofern etira die Befugnis der

Reiehskirohe, Gesetze für das gesante Qebiet zu erlassen^

allgemein gesetzlieh geregelt ist.

Maeh sorgfältiger und eingehender Prüfung hat sieh der

L^ndeskirehenvorstand auf den Standpunkt gestellt, daß es

diesen Vorsehlägen gegenüber nur ein n Hein " geben kann, Wir

waren der Meinung, daß es zwar Möglich ist, daß lutherische

Bischöfe ihre Befugnisse einem Reiehsbischofe übertragen kön=

nen, daß es aber unmöglich ist, daß eine reformierte Synode

ihre Regierungsgewalt einer 3nstanz überträgt,die dem Bekennt

nis wesensfremd ist. Nenn das Eingliederungsgesetz im übrigen

in Analogie zu den übrigen Eingliederungsgesetzen zu fassen

ist



ist, so zeigt nur eine t oberflächliche Betrachtung eines

derselben, wie unmöglich ein solches Gesetz für eine

reformierte Bekenntni sitkirehe ist. der großen Tragweite

unseres ablehnenden Entschlusses sind wir uns üoll und

ganz bewußt. Mir Müssen mit sohl innen dingen rechnen. 3n

dieser Bedrängnis v: enden wir uns an Sie, ho eh verehrter

Herr Professor, mit der Bitte im Hilfe. Es will  uns bedeut=

san erscheinen, wenn wir unserer Ablehnung die Voten

einiger anerkannter Theologen und Kirenenr editier reforK»

mierten Bekenntnisses beilegen können, die sieh dahin

äußern, daß die Absichten der deutschen Evangelischen

Kirche unserer Landeskirche gegenüber als bekenntniswidrig

abzulehnen sind. Wir bitten Sie, ho eh verehrter Herr Pro*

fessor, um diesen dienst.

da die Saehe höehste Eile hat, erlauben wir uns,einen

JJnsehlag für die RiLolcsendung beizulegen.

Endlich Möchten wir uns zu bemerken noch je statten9

daß wir die ganze Angelegenheit als eine streng vertrauliche

zu behandeln bitten. Alle Verhandlungen sind bisher nur in

engsten Rahmen des LanäeskireTienvorstandes geführt worden.


